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PROTOKOLL III 
ÜBER EIN RAHMENABKOMMEN   

ZWISCHEN  
DER EUROPÄISCHEN UNION  

UND GEORGIEN  
ÜBER DIE ALLGEMEINEN GRUNDSÄTZE    

FÜR DIE TEILNAHME GEORGIENS  
AN UNIONSPROGRAMMEN 

 
 

ARTIKEL 1 
 
Georgien kann an allen laufenden und künftigen Programmen der Union teilnehmen, die Georgien 
nach den einschlägigen Vorschriften zur Annahme dieser Programme zur Teilnahme offenstehen. 
 
 

ARTIKEL 2 
 
Georgien leistet einen finanziellen Beitrag zum Gesamthaushaltsplan der EU, dessen Höhe sich 
nach den spezifischen Programmen richtet, an denen Georgien teilnimmt. 
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ARTIKEL 3 
 
Die Vertreter Georgiens können bei den Georgien betreffenden Punkten als Beobachter an den 
Sitzungen der Verwaltungsausschüsse teilnehmen, die für das Monitoring der Programme zuständig 
sind, zu denen Georgien einen finanziellen Beitrag leistet. 

 
ARTIKEL 4 

 
Für die von Teilnehmern aus Georgien unterbreiteten Projekte und Initiativen gelten hinsichtlich der 
Programme soweit wie möglich dieselben Bedingungen, Regeln und Verfahren wie diejenigen, die 
für die Mitgliedstaaten gelten. 
 
 

ARTIKEL 5 
 
Die besonderen Voraussetzungen und Bedingungen, die für die Teilnahme Georgiens an jedem 
einzelnen Programm gelten, insbesondere der finanzielle Beitrag und das Berichterstattungs- und 
Evaluierungsverfahren, sind in einer Vereinbarung zwischen der Europäischen Kommission und 
den zuständigen Behörden Georgiens anhand der in den betreffenden Programmen vorgesehenen 
Kriterien festzulegen. 
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Ersucht Georgien für die Teilnahme an einem bestimmten Programm der Union um Unterstützung 
im Rahmen der Außenhilfe der Union nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner 
Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments 
oder nach einem ähnlichen, später erlassenen Rechtsakt, der Außenhilfe der Union für Georgien 
vorsieht, so werden die Bedingungen für die Verwendung der Außenhilfe der Union durch 
Georgien unter Berücksichtigung insbesondere von Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 
in einer Finanzierungsvereinbarung festgelegt. 

 
 

ARTIKEL 6 
 
In jeder nach Artikel 5 dieses Protokolls geschlossenen Vereinbarung wird im Einklang mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates festgelegt, dass die 
Finanzkontrolle, die Rechnungsprüfungen und andere Überprüfungen, einschließlich Verwaltungs-
untersuchungen, von der Europäischen Kommission, dem Europäischen Rechnungshof und dem 
Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung und oder unter deren Aufsicht durchgeführt werden. 
 
Für die Finanzkontrolle und die Rechnungsprüfungen, die administrativen Maßnahmen, Sanktionen 
und die Wiedereinziehung von Geldern werden detaillierte Bestimmungen festgelegt, mit denen der 
Europäischen Kommission, dem Rechnungshof und dem Europäischen Amt für Betrugs-
bekämpfung Befugnisse übertragen werden können, die ihren Befugnissen gegenüber den in der 
Union niedergelassenen Begünstigten und Auftragnehmern entsprechen. 
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ARTIKEL 7 
 
Dieses Protokoll gilt, solange dieses Abkommen gilt. 
 
Jede Vertragspartei kann dieses Protokoll durch schriftliche Notifikation an die andere 
Vertragspartei kündigen. 
 
Das Außerkrafttreten des Protokolls nach Kündigung durch eine der Vertragsparteien hat keinen 
Einfluss auf die Überprüfungen und Kontrollen, die gegebenenfalls nach den in Artikel 5 bzw. 
Artikel 6 festgelegten Bestimmungen durchzuführen sind. 
 
 

ARTIKEL 8 
 
Beide Vertragsparteien können spätestens drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Protokolls und 
danach alle drei Jahre seine Umsetzung auf der Grundlage der tatsächlichen Teilnahme Georgiens 
an Programmen der Union überprüfen. 
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PROTOKOLL IV 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

 
 

Für die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck 
 
1. "Unregelmäßigkeit" jeden Verstoß gegen eine Bestimmung des EU-Rechts, dieses 
Abkommens oder daraus resultierender Abkommen und Verträge infolge einer Handlung oder 
Unterlassung eines Wirtschaftsbeteiligten, die einen Schaden für den Gesamthaushaltsplan der EU 
oder die von der EU verwalteten Haushalte bewirkt hat bzw. bewirken würde, sei es durch die 
Verminderung oder den Ausfall von Eigenmitteleinnahmen, die direkt im Namen der EU erhoben 
werden, sei es durch eine ungerechtfertigte Ausgabe.  
 
2. "Betrug" 
 
a)  im Falle von Ausgaben, jede vorsätzliche Handlung oder Unterlassung betreffend 
 

– die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen 
oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der EU oder 
aus den Haushalten, die von der EU oder in deren Namen verwaltet werden, 
unrechtmäßig erlangt oder einbehalten werden;  

 
– das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit 

derselben Folge wie unter dem ersten Gedankenstrich erläutert;  
 
–  die missbräuchliche Verwendung der unter dem ersten Gedankenstrich genannten Mittel 

zu anderen Zwecken als denen, für die sie ursprünglich gewährt worden sind;  
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b) im Zusammenhang mit Einnahmen jede vorsätzliche Handlung oder Unterlassung betreffend 
 

– die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen 
oder Unterlagen mit der Folge, dass Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der EU oder 
aus den Haushalten, die von der EU oder in deren Namen verwaltet werden, 
rechtswidrig vermindert werden;  

 
– das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit 

derselben Folge wie unter dem ersten Gedankenstrich erläutert;  
 
– die missbräuchliche Verwendung eines rechtmäßig erlangten Vorteils mit derselben 

Folge wie unter dem ersten Gedankenstrich erläutert. 
 
3. "Bestechung" einen Tatbestand, der dann gegeben ist, wenn eine Person vorsätzlich einem 
Bediensteten unmittelbar oder über eine Mittelsperson einen Vorteil jedweder Art für ihn selbst 
oder für einen Dritten als Gegenleistung dafür verspricht oder gewährt, dass der Beamte unter 
Verletzung seiner Dienstpflichten eine Diensthandlung oder eine Handlung bei der Ausübung 
seines Dienstes vornimmt oder unterlässt, wodurch die finanziellen Interessen der EU geschädigt 
werden oder geschädigt werden können. 
 
4. "Bestechlichkeit" einen Tatbestand, der dann gegeben ist, wenn ein Bediensteter vorsätzlich 
unmittelbar oder über eine Mittelsperson für sich oder für einen Dritten Vorteile jedweder Art als 
Gegenleistung dafür fordert, annimmt oder sich versprechen lässt, dass er unter Verletzung seiner 
Dienstpflichten eine Diensthandlung oder eine Handlung in Ausübung seines Dienstes vornimmt 
oder unterlässt, wodurch die finanziellen Interessen der EU geschädigt werden oder geschädigt 
werden können. 
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5. "Interessenskonflikt" eine Situation, die besteht, wenn bei einem Mitglied des Personals aus 
Gründen der familiären oder privaten Verbundenheit (beispielsweise Freundschaft, affektive 
Beziehungen) der politischen Übereinstimmung oder der nationalen Zugehörigkeit, des wirtschaft-
lichen Interesses oder sonstiger gemeinsamer Interessen mit einem Bieter, Bewerber oder Be-
günstigten Zweifel an der unparteiischen und objektiven Wahrnehmung seiner Aufgaben aufkom-
men oder in den Augen externer Dritter der Anschein erweckt werden könnte, dass dies der Fall ist.  
 
6. "zu Unrecht gezahlt" eine Zahlung, die gegen die für die Verwendung von EU-Mitteln 
geltenden Bestimmungen verstößt. 
 
7. "Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung (im Folgenden "OLAF")" den auf Betrugs-
bekämpfung spezialisierten Dienst der Europäischen Kommission. Gemäß dem Beschluss der 
1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 28. April 1999 zur Errichtung des 
Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF), der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die Untersuchungen des 
Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und der Verordnung (Euratom, EG) 
Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor 
Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten ist OLAF funktionell unabhängige 
und mit der Durchführung von Verwaltungsuntersuchungen beauftragt, die dazu dienen, Betrug, 
Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der EU 
zu bekämpfen. 
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